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B E G R Ü N D U N G  

zur 20. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 3 der Gemeinde Sierksdorf für ein Gebiet im 

Ferienpark Sierksdorf, gelegen zwischen dem Ferienpark vorhandenen Gebäuden seeseitig vom 

Fahrenkrog und der Bahnlinie – Wohnmobilpark- 

 

1 Vorbemerkungen 

1.1 Planungserfordernis / Planungsziele 

Der Bebauungsplan dient der Umnutzung von Flächen und wird im beschleunigten Verfahren 

gem. § 13a BauGB aufgestellt. Die Größe der möglichen Grundfläche beträgt mit insgesamt 

ca. 7.320 m² weniger als 20.000 m². Durch den Bebauungsplan wird keine Zulässigkeit von 

Vorhaben begründet, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 

unterliegen. Es bestehen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 (6) Nr. 7 

Buchstabe b BauGB genannten Schutzgüter oder dafür, dass bei der Planung Pflichten zur 

Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 

des BImSchG zu beachten sind. Eine Umweltprüfung und ein Umweltbericht sind nicht 

erforderlich. 

Das Ziel der 20. Änderung des Bebauungsplans Nr. 3 besteht darin, auf der betreffenden 

Fläche ein Sondergebiet für Camping und Wohnmobile zu ermöglichen. Derzeit regelt die 7. 

Änderung des Bebauungsplans Nr. 3 das Gebiet als Sondergebiet für Ferienhäuser, was die 

Nutzung für Standplätze für Wohnmobile ausschließt. 

Der Eigentümer der betreffenden Flächen beabsichtigt, das Übernachtungsangebot in der 

Gemeinde für Gäste auszubauen, indem er auf dieser Fläche Stellplätze für Wohnmobile 

bereitstellt. Diese Änderung soll die touristische Infrastruktur erweitern und den Bedürfnissen 

von Reisenden, die mit Wohnmobilen unterwegs sind, gerecht werden. So wird eine attraktive 

Alternative für den Übernachtungsmarkt geschaffen, die die Vielfalt des Angebots für 

Besucher der Gemeinde erhöht.  

Die Gemeinde Sierksdorf hat am ........... die Aufstellung der 20. Änderung des 

Bebauungsplanes Nr. 3 beschlossen. 

1.2 Rechtliche Bindungen 

Nach dem Landesentwicklungsplan - Fortschreibung 2021 des Landes Schleswig-Holstein 

liegt das Plangebiet in einem Stadt- und Umlandbereich innerhalb des ländlichen Raumes. 

Des Weiteren befindet sich das Plangebiet innerhalb des Schwerpunktraumes für Tourismus 

und Erholung. In den Schwerpunkträumen für Tourismus und Erholung soll dem Tourismus 

und der Erholung besondere Gewichtung beigemessen werden. Dies ist bei der Abwägung 

mit anderen raumbedeutsamen Planungen, Maßnahmen und Vorhaben zur berücksichtigen. 
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Maßnahmen zur Struktur- und Qualitätsverbesserung sowie zur Sasionverlängerung sollen 

hier Vorrang vor einer reinen Kapazitätserweiterung des Angebotes beziehungsweise dem 

Bau neuer Anlagen haben. Hochwertige Standorte, insbesondere in direkter Strand-, 

Wasser- oder Promenadenlage, für die die Aufstellung eines Bebauungsplans erforderlich 

wird, sollen zur Stärkung des örtlichen und regionalen Tourismus hochwertigen 

Tourismuseinrichtungen und – angeboten vorbehalten bleiben. Des Weiteren verläuft in rund 

200 m Entfernung dien eingleisige Bahnstrecke.  

Der Regionalplan 2004 für den Planungsraum II stellt das Gebiet, in dem sich der 

Geltungsbereich befindet, als Ordnungsraum für Tourismus und Erholung dar.  

Der Landschaftsrahmenplan für den Planungsraum III 2020 verweist in seiner Hauptkarte 2 

Blatt 2 auf ein Gebiet mit besonderer Erholungseignung. 

Der wirksame Flächennutzungsplan der Gemeinde stellt das Plangebiet als Sondergebiet  - 

Ferienhäuser dar. 

Der Landschaftsplan zeigt von 2005 zeigt in seiner Bestandskarte für den Bereich des 

Plangebietes Ruderalfluren mit gesetzlich geschütztem Biotop nach § 15a LNatSchG. In 

seiner Entwicklungskarte ist das Plangebiet als rechtskräftiger Bebauungsplan dargestellt, 

der noch nicht umgesetzt ist. 

 

Für das Plangebiet gelten die Festsetzungen der 7. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 3 

Diese setzten im Wesentlichen ein Sonstiges Sondergebiet – Ferienhäuser nach §10 

BauNVO fest.  
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2 Bestandsaufnahme 

Das Plangebiet liegt im Nordosten der Gemeinde Sierksdorf westlich der Kreisstraße 45 

(Pohnsdorfer Straße) und umfasst im Wesentlichen die Flurstücke 101, 102, 7/75 und 

teilweise 7/73 sowie 7/76 der Flur 3, Gemarkung Wintershagen.  

Im Wesentlichen ist die Fläche derzeit ungenutzt und liegt brach. In den letzten Jahren wurde 

dort auch in erheblichem Umfang Erdaushub aufgebracht. Im Norden der Fläche befinden 

sich Sträucher. Ebenfalls befinden sich Aufschüttungen mit Bäumen oder Sträuchern auf der 

Fläche. Im Norden des Plangebiets befindet sich der Hansapark und dem dazugehörigen 

Ferienresort östlich des Plangebiets. Als Trennung dient die Straße „Am Fahrenkrog“. Direkt 

angrenzend an das Plangebiet befindet sich eine Sport- und Eventhalle (Meet´n Move). Auf 

der Seeseite im Westen befindet sich der Ferienpark Sierksdorf, mit einer drei- bis 

fünfgeschossigen Bebauung im Süden und einer bis zu 14-geschossigen Bebauung im 

Osten. Das Plangebiet wird im Westen durch eine verkehrsberuhigte Erschließungsstraße, 

der die Straße „Am Fahrenkrog“ mit dem Strand verbindet begrenzt.  

 

Abb.: Digitaler Atlas Nord (2025) 
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3 Begründung der Planinhalte 

3.1 Flächenzusammenstellung 

Das Plangebiet setzt sich wie folgt zusammen: 

SO-Tourismus / 

Wohnmobil: 

ca. 7.202 m² 90% 

Verkehrsfläche ca. 783 10% 

Gesamt: ca. 7.985 m² 100 % 

 

3.2 Planungsalternativen / Standortwahl 

Aufgrund des Zuwachses an Wohnmobiltouristen möchte die Gemeinde Sierksdorf 

entsprechend Aufstellflächen vorhalten. Es bietet sich an, den bereits bestehenden 

Wohnmobilstellplatz, der sich im Bereich des Sonstigen Sondergebiets Tourismus und Sport 

befindet, auf der derzeit ungenutzten Fläche zu erweitern. Die Fläche bietet sich an, da sich 

diese sowohl unmittelbar in der Nähe des Hansaparks, als auch sich in der Nähe der Osts 

ee-Promenade in Sierksdorf befindet  

Andere Standorte mit ähnlicher Lagegunst direkt an dem Hansapark und in direkter 

Strandnähe ohne notwendige Inanspruchnahme von wertvollen Freiflächen finden sich im 

Gemeindegebiet nicht.  

3.3 Auswirkungen der Planung 

Mit der Umnutzung von Flächen wird den umweltschützenden Vorschriften des § 1a des 

Baugesetzbuches entsprochen. Die Inanspruchnahme zusätzlicher Flächen wird vermieden. 

Zum sparsamen Umgang mit Grund und Boden werden bedarfsgerecht auch verdichtete 

Bauformen vorgesehen. Bodenversiegelungen werden auf das notwendige Maß beschränkt. 

Im Rahmen dieser Begründung werden die wesentlichen Planinhalte vorgelegt. Es wurde 

eine Entwässerungskonzept („Niederschlagswasserableitung B-Plan Nr. 3, 20. Änderung der 

Gemeinde Sierksdorf“, Maas + Müller GbR, Oldenburg in Holstein, 01.04.2026) erstellt. 

Dieses berücksichtigt die „Wasserrechtlichen Anforderungen zum Umgang mit Regenwasser 

in Schleswig-Holstein Teil 1: Mengenbewirtschaftung A-RW 1“ und es werden entsprechende 

Maßnahmen getroffen.  

Auf konkrete Festsetzungen zum Klimaschutz wird im Hinblick auf die detaillierten 

Regelungen im Gebäudeenergiegesetz (GEG) sowie im Gebäude-

Elektromobilitätsinfrastruktur-Gesetz (GEIG) und zugehörige Regelwerke verzichtet. Die 
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Bauleitplanung ist eine Angebotsplanung; ein konkretes Zeitfenster zur Umsetzung besteht 

nicht. Von daher ist zu befürchten, dass im Bebauungsplan getroffene Festsetzungen ggf. in 

einigen Jahren nicht mehr den inzwischen fortgeschrittenen technischen Entwicklungen 

entsprechen. Solaranlagen sind zulässig. 

Die geplante Nutzung in dem Plangebiet können geringe Auswirkungen auf die sich in der 

Nähe befinden Bebauung haben. Die Gemeinde wird im weiteren Verfahren eine 

Untersuchung erarbeiten lassen. Die im Gutachten vorgeschlagenen Maßnahmen finden 

Berücksichtigung, sodass gesunde Wohn- und Erholungsbedingungen sichergestellt sind. 

Insofern wird das Ergebnis der Umweltprüfung entsprechend berücksichtigt. 

3.4 Städtebauliche Festsetzungen des Bebauungsplanes 

3.4.1 Art der baulichen Nutzung 

Der geplante Wohnmobilplatz wird als Sondergebiet nach § 10 der BauNVO festgesetzt. Dort 

zulässig sind max. 42 Standplätze sowie Ver- und Entsorgungsanlagen und zwei 

Sanitärgebäude. 

Die geplanten Sanitärgebäude enthalten alle auf einem Campingplatz notwendigen 

Einrichtungen wie Duschen, Waschräume, WC-Anlage, getrennt nach Geschlechtern, aber 

auch Bereiche zum Geschirrspülen u.Ä. 

3.5 Verkehr 

3.5.1 Erschließung 

Das Plangebiet befindet sich unmittelbar an der Straße „Am Fahrenkrog“, welche in die 

Pohnsdorfer Straße mündet, die wiederum eine direkte Verbindung zur Autobahn A1 bietet. 

Aufgrund dieser vorteilhaften Verkehrsanbindung erscheint es sinnvoll, das Plangebiet über 

zwei Zufahrten von der Straße „Am Fahrenkrog“ zu erschließen. Eine der Zufahrten führt 

bereits vom „Am Fahrenkrog“ zum angrenzenden Sonstigen Sondergebiet -Tourismus und 

Sport- und soll auch für die Erschließung des Plangebiets genutzt werden. Zusätzlich wird 

eine zweite Zufahrt an der Nordwestlichen Plangebietsgrenze zur Straße „Am Fahrenkrog“ 

geschaffen.  

Die Gemeinde Sierksdorf ist an das Liniennetz des ÖPNV angebunden. 

3.5.2 Stellplätze / Garagen 

In dem Sondergebiet sind überdachte Stellplätze und Garagen nicht zulässig. 
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3.6 Grünplanung 

Das Plangebiet stellt eine ungenutzte, ausgeräumte Fläche im Sondergebiet dar, mit einem 

geringen ökologischen Wert Innerhalb des Plangebiets befinden sich schützenswerte 

Gehölzstrukturen sowohl im nordwestlichen als auch im südöstlichen Bereich, die zu erhalten 

wären. Diese Gehölze tragen zudem zur Abschirmung der angrenzenden Straße im Norden 

sowie des im Süden gelegenen Parkplatzes bei, der der Bebauung dient. 

3.6.1 Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung 

Für die 20. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 3 kann das beschleunigte Verfahren nach § 

13 a BauGB angewendet werden, da es sich bei der Planung um eine Maßnahme der 

Innenentwicklung handelt. Im beschleunigten Verfahren wird von der Umweltprüfung nach § 

2 Abs. 4 BauGB und vom Umweltbericht nach § 2 a BauGB abgesehen. Ferner ist in § 13 a 

Abs. 2 Nr. 4 BauGB geregelt, dass Eingriffe, die aufgrund der Aufstellung des 

Bebauungsplanes zu erwarten sind, als vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder 

zulässig sind. Ein naturschutzfachlicher Ausgleich für die durch den Bauleitplan vorbereiteten 

Flächenversiegelungen ist somit nicht erforderlich. Die Belange des Naturschutzes dürfen 

jedoch nicht außer Acht gelassen werden. So sind auch im Rahmen des beschleunigten 

Verfahrens der Belange-Katalog des § 1 Abs. 6 BauGB und damit die Umweltbelange nach 

§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB zu ermitteln, inhaltlich zu prüfen und gegeneinander und 

untereinander gerecht abzuwägen. Entbehrlich ist lediglich die Erstellung eines förmlichen 

Umweltberichts. 

Gemäß der 7. Änderung des Bebauungsplans Nr. 3 der Gemeinde Sierksdorf von 2011 

beträgt die festgesetzte GRZ 0,15. Die zulässige Gesamtversiegelung darf jedoch eine 

Grundfläche von 0,27 nicht überschreiten. Dadurch kommt es in der 20. Änderung des 

Bebauungsplanes zu einer Differenzen von 0,03, da in dieser die zulässige 

Gesamtversiegelung jedoch eine Grundfläche von 0,3 nicht überschreiten darf. Der 

Bebauungsplan initiiert gemäß § 13a BauGB als Bebauungsplan der Innenentwicklung 

geringfügige Eingriffe, sodass ein Ausgleich nicht erforderlich ist.  

3.6.2 Artenschutz 

Bei der Aufstellung der Bauleitplanung sind die Artenschutzbelange des 

Bundesnaturschutzgesetzes zu berücksichtigen (§§ 44, 45 BNatSchG). Ein Bebauungsplan 

kann selbst nicht gegen die Zugriffsverbote des § 44 BNatSchG verstoßen, sondern nur 

dessen Vollzug. Er verstößt jedoch gegen § 1 Abs. 3 BauGB, wenn bei der Beschlussfassung 

absehbar die Zugriffsverbote des § 44 unüberwindliche Hindernisse für die Verwirklichung 

darstellen. 
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Bei den im Plangebiet zu erwartenden Vogelarten kann davon ausgegangen werden, dass 

aufgrund ihrer Anpassungsfähigkeit und des günstigen Erhaltungszustandes bei den 

vorhabenbedingten Beeinträchtigungen nicht gegen das Zugriffsverbot verstoßen wird. 

Grundsätzlich sollte § 39 BNatSchG beachtet werden und ein Gehölzschnitt in der Zeit vom 

1. März bis 30. September unterlassen werden. 

4 Immissionen / Emissionen  

Das Plangebiet wird von Immissionen der Bahnstrecke Lübeck-Neustadt (Holstein) berührt. 

Darüber hinaus sind geringe Auswirkungen der Nutzung des Wohnmobilplatzes auf die 

angrenzende Bebauung zu erwarten. Diese sind jedoch nicht als erheblicher einzustufen als 

die Auswirkungen der 7. Änderung des Bebauungsplans Nr. 3 der Gemeinde Sierksdorf aus 

dem Jahr 2011 

5 Ver- und Entsorgung  

5.1 Stromversorgung 

Die Versorgung mit elektrischer Energie erfolgt durch die örtlichen Versorgungsträger.  

5.2 Gasversorgung 

Die Gasversorgung erfolgt durch den Zweckverband Ostholstein.  

5.3 Wasserver-/ und –entsorgung 

Die Versorgung des Plangebietes mit Trinkwasser erfolgt aus dem vorhandenen. 

Das im Plangebiet anfallende Schmutzwasser wird über das vorhandene und zu ergänzende 

Kanalnetz des Zweckverbandes Ostholstein entsorgt. 

Beseitigung Niederschlagswasser 

Die „Wasserrechtlichen Anforderungen zum Umgang mit Regenwasser in Schleswig-

Holstein Teil 1: Mengenbewirtschaftung A-RW 1“ sollen eine integrale Vernetzung von 

Regenwasser- und Gewässerbewirtschaftung bei zukünftigen wasserwirtschaftlichen 

Planungen in Baugebieten sicherstellen. Die geplante Entwässerungskonzeption sieht 

Folgendes vor: 

Es ist vorgesehen, das Niederschlagswasser oberflächennah in einer Verdunstungs-/ 

Sammel-/ Versickerungsmulde zurückzuhalten. Da eine vollständige Versickerung des 

Niederschlagswassers nur eingeschränkt möglich ist, ist die Mulde mit einem Überlauf in das 

Regenwasserkanalnetz der Gemeinde Sierksdorf in der Straße ausgestattet. 
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Die Vorbemessung der Anlage erfolgt gemäß DWA-A 138-1 und DIN 1986-100. Dabei ist 

das größte aus den Berechnungen resultierende Volumen maßgeblich. Der 

Bemessungsnachweis erfolgt nach DWA-A 138-1. 

Die Konzeption sieht wie folgt aus: Das Niederschlagswasser wird über oberflächennahe 

Entwässerungsrinnen und -kanäle gesammelt und der nordwestlich an das Plangebiet 

angrenzenden Versickerungs-/ Verdunstungs-/ Rückhaltemulde zugeführt. Das 

überschüssige Oberflächenwasser ist ordnungsgemäß Regenwasserkanalnetz der 

Gemeinde abzuführen. Die Einzugsgebietsfläche der Mulde beträgt 7.300 m². Bei dem 

geplanten Befestigungsgrad ergibt sich eine erforderliche mittlere Versickerungsfläche von 

etwa 272 m² bei einer Beckeneinstauhöhe von 30 cm. 

Das Sanitärgebäude wird mit einem Gründach, das Mobilheim mit einem Steildach 

ausgeführt. Die Verkehrsflächen erhalten wassergebundene Deckschichten. Das 

Regenwasser von versiegelten Flächen wird ebenfalls über Entwässerungsrinnen und -

kanäle der Mulde zugeführt. Es ist für die versiegelten Verkehrsflächen (Fahrgassen, 

Stellplätze) eine Regenwasserklärung vorzusehen. Die Gestaltung und Dimensionierung der 

Regenklärung erfolgt im Rahmen der Genehmigungsplanung. Die Anteile von Abfluss, 

Grundwasserbildung und Verdunstung (a, g, v) der Mulde wurden mit der Unteren 

Wasserbehörde abgestimmt. 

5.4 Müllentsorgung 

Die Müllentsorgung erfolgt durch den Zweckverband Ostholstein.  

5.5 Löschwasserversorgung 

Der Feuerschutz in der Gemeinde Sierksdorf wird durch die "Freiwilligen Feuerwehren” 

gewährleistet. Das Sondergebiet wird mit einer ausreichenden Zahl von Hydranten 

ausgestattet. Nach dem Arbeitsblatt W405 des DVGW – Bereitstellung von Löschwasser 

durch die öffentliche Trinkwasserversorgung – sind bei nicht feuerhemmenden bzw. 

feuerbeständigen Umfassungswänden Löschwassermengen von 96 m³/h für zwei Stunden 

erforderlich. Anderenfalls sind 48 m³/h ausreichend. Dieses kann im Bedarfsfall dem 

vorhandenen Trinkwassernetz entnommen werden. Der Löschwasserbedarf ist durch die 

Gemeinden nach pflichtgemäßem Ermessen festzulegen. 

6 Hinweise  

6.1 Gewässer 

Im Südwesten des Plangebietes verläuft das Gewässer Nr. 5 (Pfingstbeek) des WBV 

Neustädter Binnenwasser. Gem. Satzung des Verbandes ist für die Durchführung 

von Unterhaltungsmaßnahmen an offenen Gewässern ein beidseitiger Geländestreifen 



 Stand: 29.05.2026 

PLANUNGSBÜRO OSTHOLSTEIN                                                             Seite 11 von 13 

von 6,00 m Breite ab der oberen Böschungskante durchgängig von Anpflanzungen und 

baulichen Anlagen freizuhalten. 

6.2 Bodenschutz  

Um den Vorsorgegrundsätzen der §§ 1, 4 und 7 des Bundesbodenschutzgesetzes 

nachzukommen sind folgende Punkte zu beachten: 

Durch Bodenaufträge und Arbeitsfahrzeuge kann es zu Bodenverdichtungen kommen, 

wodurch das Gefüge sowie der Wasser- und Lufthaushalt des Bodens und damit die 

vorhandenen Bodenfunktionen beeinträchtigt werden können. Diese Bodenverdichtungen 

sowie Versiegelungen sind zu vermeiden oder zu minimieren. Der Flächenverbrauch durch 

Baustelleneinrichtung (Baustraßen, Lagerplätze u. Ä.) ist möglichst gering zu halten. Dazu 

ist das Baufeld zu unterteilen in Bereiche für Bebauung - Freiland - Garten - Grünflächen etc. 

Baustraßen und Bauwege sind vorrangig dort einzurichten, wo befestigte Wege und Plätze 

vorgesehen sind. Vor der Anlage von Bauwegen ist der humose Oberboden zu entfernen 

und zwischenzulagern. In den Bereichen, die nach Beendigung der Baumaßnahmen nicht 

überbaut sind, ist die Befahrung zu vermeiden bzw. Maßnahmen zum Schutz gegen 

Bodenverdichtungen zu ergreifen. Beim Ab- und Auftrag von Boden ist die Bodenart sowie 

die Trennung in Oberboden, Unterboden und Ausgangsmaterial zu beachten, um das 

Material umweltgerecht einer weiteren Nutzung zuführen zu können. Nach Abschluss der 

Arbeiten ist die Wiederherstellung des ursprünglichen Zustandes der Flächen für die 

Baustelleneinrichtungen mit besonderer Aufmerksamkeit fachgerecht durchzuführen (z.B. 

Bodenlockerung). Gemäß § 2 des Landesbodenschutz- und Altlastengesetzes (LBodSchG) 

sind Anhaltspunkte für das Vorliegen einer schädlichen Bodenveränderung oder Altlast 

unverzüglich der unteren Bodenschutzbehörde mitzuteilen. 

Wird Boden zwischengelagert, sind die Vorgaben der DIN 19731, Punkt 7.2 zu beachten 

(getrennter Ausbau und Lagerung, Beachtung des Feuchtezustands und der Konsistenz, 

Schutz vor Verdichtung und Vernässung, Lagerung auf Mieten usw.). Sollen Auffüllungen mit 

Fremdboden durchgeführt werden, ist das Material vorher entsprechend 

Ersatzbaustoffverordnung zu untersuchen und zu bewerten. Eine Verwertung von 

überschüssigem Boden außerhalb des Plangebietes in Form einer Verfüllung oder 

Aufschüttung bedarf in der Regel einer naturschutzrechtlichen Genehmigung, sobald die 

Menge 30 m³ oder 1000 m² überschreitet. Sofern für die Baustraßen und -wege 

Recyclingmaterial verwendet wird, ist ausschließlich solches zu verwenden, das maximal der 

Einbauklasse RC1 der Ersatzbaustoffverordnung entspricht. Der Verlust von Bodenmaterial 

durch unsachgemäße Vermischung wird bilanziert und muss in Anlehnung an das 

Naturschutzrecht ausgeglichen werden. Bei dauerhafter Aufgabe der Nutzung ist die Anlage 

vollständig zurückzubauen und die Fläche zu entsiegeln. Der Baubeginn bei der unteren 

Bodenschutzbehörde des Kreises anzuzeigen. 

Grundlage für Auffüllungen und Verfüllungen bildet der „Verfüllerlass“ des Ministeriums für 

Umwelt, Naturschutz und Landwirtschaft des Landes Schleswig-Holstein 2023 in Verbindung 

der Bundesbodenschutz- und Altlastenverordnung und Ersatzbaustoffverordnung (EBV). 

Alle anfallenden Abfälle sind ordnungsgemäß zu entsorgen. 

6.3 Archäologie 

Im Nahbereich sind zwar keine archäologische Fundplätze bekannt, die in die archäologische 

Landesaufnahme eingetragen sind. Auf der überplanten Fläche sind jedoch archäologische 
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Funde nicht unmöglich. Daher wird ausdrücklich auf § 15 DSchG verwiesen: Wer 

Kulturdenkmale entdeckt oder findet, hat dies unverzüglich unmittelbar oder über die 

Gemeinde der oberen Denkmalschutzbehörde mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht ferner 

für die Eigentümerin oder den Eigentümer und die Besitzerin oder den Besitzer des 

Grundstücks oder des Gewässers, auf oder in dem der Fundort liegt, und für die Leiterin oder 

den Leiter der Arbeiten, die zur Entdeckung oder zu dem Fund geführt haben. Die Mitteilung 

einer oder eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Die nach Satz 2 Verpflichteten haben 

das Kulturdenkmal und die Fundstätte in unverändertem Zustand zu erhalten, soweit es ohne 

erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von Kosten geschehen kann. Diese Verpflichtung 

erlischt spätestens nach Ablauf von vier Wochen seit der Mitteilung. Archäologische 

Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche Zeugnisse wie Veränderungen 

und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit. 

6.4 Bahnbetrieb 

Durch die Planungen dürfen der DB Netz AG keine Schäden oder nachteilige Auswirkungen 

entstehen. Es wird darauf hingewiesen, dass aufgrund von bestehenden und ggf. zu 

erwartenden Emissionen - und letztendlich auf das Plangebiet einwirkende Immissionen - 

aus einer Steigerung des Eisenbahnverkehrs, keine Forderungen an die DB Netz AG gestellt 

werden können. Durch die Planung darf der DB Netz AG keine Schäden oder nachteilige 

Auswirkungen entstehen. Es ist zu berücksichtigen, dass es im Nahbereich von Bahnanlagen 

zu Immissionen aus dem Bahnbetrieb kommen kann. Hierzu gehören z.B. Bremsstaub, Lärm 

und Erschütterungen. Alle Neuanpflanzungen im Nachbarbereich von Bahnanlagen müssen 

den Belangen der Sicherheit des Eisenbahnbetriebes entsprechen. Zu den 

Mindestpflanzabständen ist die Bahnrichtlinie 882 zu beachten. 

Grundsätzlich gelten die Abstandsflächen nach Landesbauordnung. Abstände zu den 

Eisenbahnbetriebsanlagen richten sich nach den technischen Regelwerken der Bahn. Sie 

sind einzuhalten. 

Eigentümer haben dafür Sorge zu tragen, dass von der Nutzung des Grundstücks keine 

Gefahren für den Eisenbahnbetrieb ausgehen und der Eisenbahnbetrieb auf der 

Eisenbahninfrastruktur nicht durch die Bauarbeiten gestört, gefährdet oder behindert wird. 

Oberflächen- und Abwässer dürfen nicht auf die Bahnanlagen abgeleitet werden. 

Gehölze und Sträucher sind in ihrer Aufwuchshöhe so zu wählen, dass deren Überhang nicht 

die Sicherheit des Eisenbahnbetriebes beeinträchtigen kann. Bäume und Sträucher müssen 

durch ihre artbedingte Wuchshöhe soweit vom Gleis entfernt sein, dass bei Windwurf und 

Windbruch die Sicherheit des Eisenbahnbetriebes nicht gefährdet wird. 

Immissionen aus dem Betrieb der Bahn, wozu auch Erschütterungen zählen, sind zu dulden. 

Die Eisenbahn-Bundesamt überprüft nicht die Vereinbarkeit aus Sicht der Betreiber der 

Eisenbahnbetriebsanlagen oder Bahnstromleitungen. Die Betreiber dieser Anlagen sind 

möglicherweise auch unabhängig von dem oben genannten Verfahren betroffen. Soweit 

noch nicht geschehen ist die DB AG (koordinierende Stelle: DB Immobilien, Region Nord, 

Hammerbrookstr. 44, 20097 Hamburg) in das Verfahren einzubinden und zu einer 

Stellungnahme Gelegenheit zu geben. Diese Stellungnahme berührt weder noch ersetzt sie 

die Stellungnahme der Deutschen Bahn AG. 
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6.5 Niederschlagswasser 

Es sind die Hinweise des Merkblatts 153 „Handlungsempfehlungen zum Umgang mit 

Regenwasser“ der DWA (Deutsche Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall 

e. V.) zu beachten.“ Weiterhin ist mittlerweile das DWA-Arbeitsblatt 102 Teil 1 und 2 zu 

beachten, welches letztlich weitgehend das Merkblatt 153 ersetzt.  

Für Versickerungen ist das DWA-Arbeitsblatt 138 zu Grunde zu legen. Eine Klärung des 

Niederschlagswassers kann auch über die belebte Bodenzone, den sog. A-Horizont, 

erfolgen. Bei Einleitung von Niederschlagswasser in ein Gewässer gelten die Vorschriften §§ 

8-10 und 13 Wasserhaushaltsgesetz -WHG- i.V. §§ 21, 31 LWG in den z.Zt. gültigen 

Fassungen. Bei der Durchführungsplanung hat die Gemeinde die wasserrechtliche Erlaubnis 

nach § 8 WHG bei der Wasserbehörde zu beantragen. Für die bestehende Erlaubnis zur 

Einleitung des Niederschlagswassers ist die Änderung bei der Wasserbehörde zu 

beantragen, wenn sich die zugelassenen Einleitungsmengen ändern. 

 

7 Bodenordnende und sonstige Maßnahmen 

Bodenordnende und sonstige Maßnahmen, für die der B-Plan die Grundlage bildet 

Die Sicherung des allgemeinen Vorkaufsrechts (§ 24 BauGB) sowie des besonderen 

Vorkaufsrechtes (§§ 25 und 26 BauGB) im Plangebiet sind nicht vorgesehen. 

8 Kosten 

Durch die Inhalte des Bebauungsplanes entstehen der Gemeinde keine Kosten. 

9 Billigung der Begründung 

Diese Begründung wurde in der Sitzung der Gemeindevertretung der Gemeinde Sierksdorf 

am ........ gebilligt. 

 

Sierksdorf,                                              Siegel                                         (Udo Gosch) 

                                    - Bürgermeister – 

 

Die 20. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 3 ist am …………. rechtskräftig geworden. 


